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Große Kreisstadt Backnang 
Gemarkung Backnang  
 
ABWÄGUNGSVORSCHLAG  

ZUM BEBAUUNGSPLANENTWURF „STEINBACHER STRASSE, ROSSLAUF“ 

 
Neufestsetzung im Bereich „Spinnerei, Straße Roßlauf, Weissach“. 
 
Im Geltungsbereich dieses Bebauungsplans wird der bisherige Bebauungsplan „Steinbacher Straße, Roßlauf“ (02.21/5) aufgehoben. 
 
Planbereich 02.21/6  
 
 
Stellungnahme zu den im Rahmen der Beteiligung vorgetragenen Anregungen seitens der Öffentlichkeit und den Trägern öffentlicher Belange.  
Von den Bürgern wurden keine Anregungen vorgetragen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
G e f e r t i g t: Backnang, 12.05.2021 
Stadtplanungsamt 
 
gez. Großmann 
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Anregungen Landratsamt Rems-Murr-Kreis Stellungnahme 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine Einwendungen 
Die Vermeidungsmaßnahmen sind in die textlichen Festsetzungen 
aufgenommen worden.  
 
Keine Einwendungen 
 
 
Keine Einwendungen 
Kenntnisnahme 
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Anregungen Landratsamt Rems-Murr-Kreis Stellungnahme 

 

 
 
Die im Bebauungsplan liegenden Bauflächen wurden bereits auf der 
Grundlage des rechtskräftigen Bebauungsplans „Steinbacher Straße, 
Roßlauf“ Planbereich 02.21/5 vom 6.6.2020 bebaut.  Im Zuge der geplanten 
Erweiterung der Querung über die Weissach, für die die jetzige 
Bebauungsplanänderung erforderlich wird, fällt kein weiterer Erdaushub an. 
Bei darüber hinausgehenden, späteren Bauvorhaben ist im Rahmen des 
Genehmigungs- oder sonstigen Zulassungsverfahrens ein Konzept zum 
Erdmassenausgleich vorzulegen. 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Die Hinweise wurden entsprechend angepasst.  
 
Die Kennzeichnung im Plan und der Hinweis auf das Merkblatt wurden 
beibehalten. 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
Keine Einwendungen 
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Anregungen Landratsamt Rems-Murr-Kreis Stellungnahme 

 

 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
Keine Einwendungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine Einwendungen 
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Anregungen Regierungspräsidium Stuttgart Stellungnahme 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
vielen Dank für die Beteiligung an o.g. Verfahren. Die Unterlagen wurden ins Intranet eingestellt bzw. durch Ref. 21 
ausgelegt und damit den Fachabteilungen im Hause zugänglich gemacht. 
 
Es handelt sich nach dem von Ihnen vorgelegten Formblatt um einen entwickelten Bebauungsplan.  
Nach dem Erlass des Regierungspräsidiums vom 10.02.2017 erhalten Sie keine Gesamtstellungnahme des 
Regierungspräsidiums. 
Die von Ihnen benannten Fachabteilungen nehmen - bei Bedarf - jeweils direkt Stellung. 
 
Raumordnung 
Aus raumordnerischer Sicht bestehen keine Bedenken gegen die o.g. Planung. 
 
Zur Aufnahme in das Raumordnungskataster wird gemäß § 26 Abs. 3 LplG gebeten, dem Regierungspräsidium 
nach Inkrafttreten des Planes eine Mehrfertigung der Planunterlagen in digitalisierter Form zugehen zu lassen. 
 
 
Ansprechpartner in den weiteren Abteilungen des Regierungspräsidiums sind: 
 
Abt. 3 Landwirtschaft  
Frau Cornelia Kästle 
Tel.: 0711/904-13207 
Cornelia.Kästle@rps.bwl.de 
 
Abt. 4 Straßenwesen und Verkehr  
Herr Karsten Grothe 
Tel. 0711/904- 14224 
Karsten.Grothe@rps.bwl.de 
 
Abt. 5 Umwelt 
Frau Birgit Müller 
Tel.: 0711/904-15117 
Birgit.Mueller@rps.bwl.de 
 
Abt. 8 Denkmalpflege 
Herr Lucas Bilitsch 
Tel.: 0711/904-45170 
Lucas.Bilitsch@rps.bwl.de 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Stefanie Bäurle 
 
Regierungspräsidium Stuttgart 
Referat 21 – Raumordnung 
 
Ruppmannstraße 21 
71565 Stuttgart 
Telefon: 0711/904-12107 
E-Mail: stefanie.baeurle@rps.bwl.de 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Keine Einwendungen 
 
Kenntnisnahme 
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Anregungen Polizei Stellungnahme 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine Einwendungen 
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Anregungen Amt 30 Stellungnahme 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
Keine Einwendungen 
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Anregungen Amt 66 Stellungnahme 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Anregungen Amt 66 Stellungnahme 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Fläche des Geh- und Fahrrechts wurde auf Grund der bestehenden 
Unsicherheiten bezüglich der genauen Lage im Bebauungsplan etwas 
großzügiger eingetragen, um etwaige Verschiebungen der Zufahrt 
abzudecken. 
Der Anregung wurde bei der Umsetzung des Neubaus bereits Rechnung 
getragen.  
Die Zufahrt zum geplanten Gebäude muss auf Grund der Topographie und der 
Anforderungen an eine weitgehend ebene Ladezone an der geplanten Stelle 
liegen. Von Seiten der Polizei und der Verkehrsbehörde wurden keine 
Einwände dagegen vorgebracht. 
In diesem Bebauungsplan wurde im Vergleich zum bisher rechtskräftigen 
Bebauungsplan keine Änderung an den Zufahrten vorgenommen. 
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Anregungen Stadtwerke Stellungnahme 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Anregungen Syna Stellungnahme 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine Einwendungen 
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Anregungen Telekom Stellungnahme 
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Anregungen Telekom Stellungnahme 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bei den Telekom-Leitungen handelt es sich um Versorgungsleitungen von 
Gebäuden der DIBAG. Diese muss als Grundstückseigentümerin die Leitungen 
sichern. Ein öffentliches Leitungsrecht ist nicht notwendig. 
 
Die gewünschte Dienstbarkeit ist privatrechtlich zu regeln. 
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Anregungen Telekom Stellungnahme 

 

 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 



15 

Anregungen Vodafone BW GmbH Stellungnahme 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine Einwendungen 
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Anregungen BUND Stellungnahme 
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Anregungen BUND Stellungnahme 

 

 
 
 
 
 
 
Da es sich um den beplanten und bereits bebauten Innenbereich handelt, 
steht außer Frage, dass es sich hierbei um einen Bebauungsplan der 
Innenentwicklung handelt und somit das beschleunigte Verfahren nach  
§ 13a BauGB angewandt werden kann.  
 
 
 
 
 
 
Bei dem Standort handelt es sich um ein seit Jahren etabliertes 
Gewerbegebiet. Daran ändert sich auch mit der Bebauungsplanänderung 
nichts. Durch den am 6.6.2020 in Kraft getretenen Bebauungsplan 02.21/5 
wurden Entwicklungsmöglichkeiten für d&b Audio geschaffen. Durch den 
dadurch bedingten Umzug des Postverteilerzentrums in die Lerchenäcker hat 
sich die verkehrliche Situation bereits verbessert. 
Vorhabenbezogen wurde die Reduzierung der absoluten Verkehre 
nachgewiesen. 
Der jetzt vorliegende Bebauungsplan ermöglicht lediglich eine breitere 
Überbauung der Weissach. Dadurch wird kein weiterer Verkehr verursacht. 
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Anregungen BUND Stellungnahme 

 

 
 
 
 
 
 
Die Hochwassergefahrenkarten der LUBW sind die für die Kommunen 
verbindlichen Unterlagen. Darauf aufbauend sind die Berechnungen 
vorzunehmen.  
 
 
 
 
 
Die mögliche geringfügige Änderung der Erdgeschossfußbodenhöhe des 
Gebäudes hat keine Auswirkung auf den Hochwasserschutz.  
Bereits für den am 6.6.202 in Kraft getretenen Bebauungsplan 02.21/5 
wurde dieser Sachverhalt abschließend behandelt. Der Retentionsraumverlust 
wurde geprüft. Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens wurde durch 
Gutachten belegt, dass durch das Bauvorhaben kein Retentionsraumverlust 
entsteht. 
 
 
 
 
 
Die Weißach ist im Vorhabensbereich größtenteils verdolt und der 
Gewässerrandstreifen ist vollständig versiegelt. Daher weist der 
Gewässerrandstreifen in diesem Bereich keinerlei ökologische Funktionen 
auf. Die neu ausgewiesene Baugrenze befindet sich vollständig über dem 
verdolten Abschnitt der Weißach. Laut Landratsamt Rems-Murr-Kreis 
bestehen keine Bedenken. Darüber hinaus liegt die Bebauung wie eine 
Brücke über der Weissach und greift somit auch nicht unmittelbar in den 
Gewässerrandstreifen ein. 
 



19 

Anregungen BUND Stellungnahme 

 

 
 
 
Die Gebäude sind mit Dachbegrünung auszuführen. Somit kann auf den  Bau 
von Retentionszisternen verzichtet werden. 
 
 
 
 
 
 
 
s.o. 

 


